
1111=1111111=WWWWW&I

Die
Information
erleichtert
dem Burger
den
Meinungsbil-
dungsprozeB
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Die Aufklarung des
Burgers

	 darf auch selbstverstAndlich nicht abgeschafft wer-
den. Seine Zweckmaigkeit ist jedoch ungenugend."Morgen von 8 bis 12 Uhr, Rein

Trinkwasser!"
"Diri Viillabfuhr vom nächsten

Montag ist auf Dienstag verlegt!"

So zog friiher der Gemeindebote mit seinem Lauter
durchs Dorf und setzte die BevOlkerung fiber unvor-
hergesehene Ereignisse ins Bild.

Oder dringliche amtliche Nachrichten warden am
Sonntagmorgen nach dem Hochamt auf der Kirch-
treppe von den GemeindebehOrden verbreitet.

In einer Zeit, wo die meisten Burger sich tagsiiber in
ihrem Dorf authielten und praktisch noch jedermann
zum Hochamt ging, waren solche Informationsme-
thoden sicherlich wirksam.
Heute sind sie iiberlebt!

Wir sind uns einig, daB der Burger, in unserer ge-
schatzten Demokratie, ein Maximum von Informa-
tion erhalten muB.

Die Gesetze sehen allerdings keine bestimmten
Methoden und Vorschriften vor. Es ist den Gemein-
den komplett uberlassen, wie sie die Information zu
organisieren gedenken, auBer der Publikation von re-
glementarischen Verftigungen. Hierzu gibt es heut-
zutage eine Reihe von Moglichkeiten.

Die Herausgabe eines Informationsblattes in regel-
maBigen ZeitabstAnden erreicht jeden Haushalt in der
Gemeinde. Aus diesem Dokument geht hervor, was
sich in der Gemeinde abspielt. Dieses Blatt gibt eben-
falls gesetzliche Neuerungen bekannt, besonders sol-
che, die den Burger direkt betreffen. Zum Beispiel
soli informiert werden, wie der Interessent sich zu
verhalten hat oder wohin er sich wenden muB, um
bestimmte Vorteile staatlicherseits zu erlangen. Wer
bekam im letzten Monat eine Baugenehmigung, wer
wird im nachsten Monat verheiratet, wo wird ein Oel-
tank errichtet...? Ober all das unterrichtet das Infor-
mationsblatt.

Die politischen Entscheidungen auf Gemeindeebene
miissen der Bevolkerung unbedingt mitgeteilt wer-
den. Es geniigt nicht, die Wahler alle sechs Jahre zu
den Urnen zu beordern, ohne sie uber die ver-
gangenen und zukiinftigen politischen Geschehnisse
in form iert zu haben.

Information gehtirt nun eben unbedingt zur Mei-
nungsbildung des miindigen Burgers. Viele Gesetze
sehen vor wichtigen BeschluBfassungen der kommu-
nalen Gremien ein Offentliches Untersuchungsver-
fahren vor (Kommodo- und Inkommodoverfahren).
Diese Regel geht so weit, • .1 der Streitsachenaus-
schuB des Staatsrates beim Nichteinhalten die da-
rauffolgende Entscheidung zunichte macht.

Ein modernes Gesetz vom 1. Dezember 1978
schreibt der Verwaltung genau vor, wieweit infor-
miert werden muB, daB die Beschliisse zu motivieren
sind, daB sie zugestellt werden miissen und welche
die Rekursmoglichkeiten sind.

Welche MOglichkeiten haben die Gemeindeverant-
wortlichen nun, urn eine grOBtmOgliche Aufklarung
zu sichern?
Sicherlich hat der archaIsche Aufhangekasten, "de
Reider" seinen Dienst getan. Dieses Mittel kann und

,11•11111•11•=1	 1	

november 1988

Selbstverstandlich diirfen bei dieser Methode unsere
fremdsprachigen Mitbiirger nicht unberiicksichtigt
bleiben. Das Informationsblatt muB daher zumindest
zweisprachig, deutsch und franzOsisch, verfaBt sein.

Der mutige Gemeindepolitiker scheut sich nicht,
periodisch seinen Mitbiirgern Rede und Antwort zu
stehen. Solche Biirgerversammlungen sind wertvoll.
In direktem Kontakt erfahren der Biirgermeister, der
SchOffen- oder Gemeinderat die Meinung der BevOl-
kerung, erhalten eine gute oder schlechte Note,
nehmen gute oder schlechte Ideen in Empfang, heim-
sen Kritik objektiver oder subjektiver Art ein.

In den Offentlichen Gemeinderatssitzungen kann sich
der aufmerksame Zuhtirer ein Bild uber die politische
Tatigkeit in der Gemeinde machen. Um dies zu er-
moglichen, muB jedoch dem Burger das Stattfinden
dieser Veranstaltung vorher mitgeteilt werden,
womOglich in der Tagespresse.

Als selbstverstandlich erscheint heutzutage der Ge-
meinderatsbericht in den Tageszeitungen. Zu den
Gemeinderatssitzungen werden die Reporter einge-
laden. Ubrigens ist es den Burgern erlaubt, Einsicht
in den Register des Gemeinderates zu nehmen.
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Fragestunden nach Offentlichen Gemeinderatssit-
zungen sind nicht zu verwerfen. Um ihrer Infonna-
tionspflicht nachzukommen, ist es unerlABlich, daB
Schoffenkollegium und Verwaltung den Biirgern zu
bestimmten Zeiten zu Auskanften zur Verftigung
stehen.

Das Radio empfiehlt sich, urn wichtige kommunale
Geschehnisse und Entscheidungen zu verkiinden.

Hierzulande gibt es schon manche Gemeinden, wel-
che fiber einen eigenen lokalen Televisionssender
verftigen. Eine ausgezeichnete Methode, urn die
Haushalte schnellstens zu erreichen. Es ist zwar eine
kostspielige Anlage, doch ist sie durch ihre Wirk-
samkeit gekennzeichnet.

Das gute und regelmABige Funktionieren der be-

ratenden Gemeindekommissionen erweitert das In-
formationsnetz.

Die InfonnationsmOglichkeiten sind also ganz viel-
seitig. Die Gemeinden brauchen sie nur zu nutzen.

In unserem demokratischen Gefilge ist es die Pflicht
der Gemeindeverantwortlichen, eine optimale Infor-
mationspolitik zu betreiben, urn die Leistungen der
Gemeinde zugunsten des Burgers zu verbessern.
Dies bedeutet Transparenz in der Politik, ohne
jedoch die nOtige Diskretion zu verletzen.

Information erleichtert dem Burger den Meinungs-
bildungsprozeB und seine Sanktion am Wahltag!

Jean-Pierre Klein
Biirgermeister von Steinsel

DAS NEUE
GEMEINDEGESETZ

Punktueller Vergleich zwischen ursprihigIcher Textvorlage und
Gesetzestext

Vorweg muss bemerkt werden, daB es falsch ist,
zum Zeitpunkt des Schreibens dieses Aufsatzes
eigentlich von einem neuen Gesetzestext zu
sprechen, da der Staatsrat sein suspensives Veto-
recht eingelegt hat und die Abgeordneter kammer
sich nach der 1. Lesung vom 26. Novmber 1987
i2ad der 2. Lesung vom 7. Juli 19 , ein drittes
Mal, wahrscheinlich im Monat Oktober, mit die-
sem Projekt zu befassen hat, ehe die legislative
Prozedur abgeschlossen ist.

Mehr mitbestimmende und biirgernahe als aufge-
zwungene und unverstandene Gemeindedemokratie
ist die erste der Zielsetzungen dieser Gesetzesvor-
lage.

Es heiBt also zwischen reprasentativem und direkte-
rem (siehe Schweiz) Demokratiesystem eine Basis
zu finden, welche die politische Mandatierung der
Gewahlten mit der direkten Einwirkung des Burgers
verkniipft. Einerseits fiihlt der Biirger, als interessier-
ter Adressat des gemeindepolitischen Wirkens seiner
Vertreter, sich nicht nur als der einmal in 6 Jahren
Wahlende, sondern sieht sich berechtigt, immer dann
eingreifen zu diirfen, wenn in der Gemeinde Wich-

der 2. Lesung bekannt waren und von der Kammer
iiberstimmt wurden, sprechen wir der Klarheit
wegen von urspriinglicher Textvorlage und Geset-
zestext.

Dieser Vergleich hat nur punktuellen Charakter und
beschrankt sich auf die subjektiv wichtigsten
Themen, wo das Parlament eingewirkt hat, in 3
Hauptbereichen:
das Verhaltnis Burger - Gemeinde
das Verhaltnis Staat - Gemeinde
das Verhaltnis zwischen den einzelnen Gemeindeor-
ganen.

Gemeinde
tiges geplant oder unterlassen wird. Andererseits ist
das generelle Mandat des Gemeindepolitikers nicht
durch ganz bestimmte institutionalisierte Mitbestim-
mungsformen der Burger eingeschrankt.

Das wichtigste Instrumentarium der direkten Mitbe-
stimmungsformen ist ohne Zweifel das Referendum,
die Volksbefragung: Eine genaue und ehrliche Ana-
lyse theses Punktes zeigt, die Arbeiten in der Ab-
geordnetenkammer hier wesentliche Verbesserun-
gen in bezug auf den urspriinglichen Text zustande
brachten.

In der Annahme, these prozedurale Einschran-
kung keine fundamentalen Textanderungen mit sich
bringen wird, da die Positionen des Staatsrates vor

Das Verhaltnis Bur
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